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Zu 8 4 des Geſetzes vom 15. November 1867, 
über das Verſammlungsrecht. 


Der Landtagsabgeordnete R. beabſichtigte am 24. September 
1871 in A. ſeine Wähler behufs einer Beſprechung zu verſammeln 
und hatte hiezu bereits alle Vorbereitungen getroffen, als er vom dor⸗ 
tigen Bezirkshauptmanne aufgefordert wurde, die vorgeſchriebene An⸗ 
zeige in Gemäßheit des § 2 des Verſammlungsgeſetzes einzubringen, 
nachdem keine Wahlen ausgeſchrieben ſeien. Als R. die Einbringung 
einer Anzeige verweigerte, da Abgeordnete jederzeit eine Verſammlung 
der Wähler ohne Anzeige veranſtalten könnten, wurde ihm von Seite 
des Bezirkshauptmannes die Unterſagung der Verſammlung für den 
Fall der Nichteinbringung einer Anzeige in Ausſicht geſtellt. R. brachte 
darauf am Vortage der Verſammlung, jedoch unter Verwahrung, die 
Anzeige ein, welche vom Bezirkshauptmanne aufrecht erledigt wurde. Die 
Verſammlung wurde am anberaumten Tage, d. i. am 24. Septem⸗ 
ber abgehalten und wohnte derſelben ein ldf. Commiſſär bei. 

Da die von R. gegen den Vorgang des Bezirkshauptmannes 
rückſichtlich ſeines Beſtehens auf der Einbringung einer Anzeige ergriffenen 
Beſchwerden von der Statthalterei und vom Miniſterium des Innern, 
von letzterem mit dem Erlaſſe vom 16 April 1872, 3. 5717 zurück⸗ 
gewieſen wurden, brachte R. eine Beſchwerde beim Reichsgerichte ein, 
in welcher er ſich: 1. über die ihm auferlegte Anzeigepflicht; 2. in 
formeller Richtung über die nicht negativ erfolgte Erledigung ſeiner 
Anzeige, wie ſelbe doch, die Anzeigepflicht vorausgeſetzt, deßhalb hätte 
erfolgen müſſen, weil die Anzeige verſpätet, nämlich erſt am Vortage, 
ſtatt drei Tage vor der Verſammlung eingebracht worden war; 3. über 


die Anweſenheit eines ldf. Commiſſärs bei der Verſammlung als gegen 
den § 12 des Verſammlungsgeſetzes verſtoßend, beſchwerte. 

Das Reichsgericht hat über dieſe Beſchwerden unterm 26. October 
1872, 3 147 das nachſtehende Erkenntniß geſchoͤpft: 

„Durch die Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern 
vom 16. April 1872, 3. 5717 hat eine Verletzung des verfaſſungs⸗ 
mäßig gewaͤhrleiſteten en nde chen nicht ſtattgefunden. 

ründe: a 

Der Beſchwerdeführer erachtet ſich durch die Entſcheidung des 
k. k. Miniſteriums des Innern vom 16. April 1872, 3. 5717 — 
mittelſt welcher die vorangegangenen Verfügungen des k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannes von A. ddo. 21. und 23. September 1871, 3. 4612 
und der k. k. böhmischen Stathalterei vom 8. October v. J. Z., 47.444 
beſtätigt wurden — in dem beanſpruchten verfaſſungsmäßigen Rechte: 
als Landtagsabgeordneter ſeine Wähler jederzeit ohne Anzeige an die 
Verwaltungsbehörde zu verſammeln, für verletzt, weil durch die gedach⸗ 
ten Entſcheidungen ausgeſprochen iſt, daß er verpflichtet war, die am 
24. September v. J. zu A. abgehaltene Verſammlung ſeiner Land⸗ 
tagswähler der Verwaltungsbehörde zur Anzeige zu bringen. 

Bei der öffentlichen Verhandlung wurden zwei neue Beſchwerde⸗ 
punkte erhoben, nämlich darüber, daß der Bezirkshauptmann von A. 
an den Beſchwerdeführer eine Aufforderung zur Anzeige der 
beabſichtigten Verſammlung richtete und daß derſelbe der Verſamm⸗ 
lung beigewohnt habe. 

Was nun zuvörderſt das von dem Beſchwerdefüͤhrer geſtellte 
Begehren anbelangt, dahin gehend: Das k. k. Reichsgericht wolle er⸗ 
kennen, daß die in Rede ſtehende Miniſterialentſcheidung geſetzwid⸗ 
rig ſei; ſo wäre das Reichsgericht in keinem Falle in der Lage ge⸗ 
weſen demſelben ſtattzugeben, weil durch das Organifationsgeſetz vom 
18. April 1869, Nr. 44 R. G. B., § 35 ausdrücklich beſtimmt iſt, 
daß bei der Entſcheidung über Beſchwerden wegen Verletzung politi⸗ 
ſcher Rechte in dem Erkenntniſſe darüber abzuſprechen ſei: ob und 
in welchem Umfang im conereten Falle die Verletzung eines politiſchen 
Rechtes des Beſchwerdeführers ſtattgefunden habe. 

Das Reichsgericht hat ſich jedoch ungeachtet der mangelhaften 
Faſſung des Petits für berufen gehalten, über die vorliegende Be⸗ 
ſchwerde im Sinne und nach Maßgabe des eben bezogenen § 35 des 


Geſetzes vom 18. April 1869 n erkennen, und hat demgemäß das 


Erkenntniß gefällt, daß durch die angefochtene Entſcheidung die Ver⸗ 
letzung eines verfaſſungsmäßig gewährleiſteten politiſchen Rechtes des 
Beſchwerdeführers, insbeſondere des Verſammlungsrechtes micht ſtatt⸗ 
gefunden habe. Diefes Erkenntniß beruht auf nachfolgenden Erwägungen: 

Die Vorfrage betreffend: ob überhaupt auf das Geſetz über das 
Verſammlungsrecht (Geſetz vom 15. November 1867, Nr. 135 
R. G. B.) ein verfaſſungsmäßig gewährleiſtetes politiſches Recht be⸗ 
gründet werden könne, ſo iſt es zwar richtig, daß dieſes Geſetz weder 
urſprünglich als ein Verfaſſungsgeſetz (Staatsgrundgeſetz), noch in der 
Folge (wie etwa die Geſetze zum Schutze des Hausrechtes und des 
Briefgeheimniſſes) als Beſtandtheil der Staatsgrundgeſetze erklärt 
worden iſt. Allein es findet das im Artikel 12 des Staatsgrundge⸗ 
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ſetzes über die allgemeinen Staatsbürgerrechte (Staatsgrundgeſetz vom 
21. December 1867, Nr. 142 R. G. B.) lediglich principiell aner⸗ 
kannte Verſammlungsrecht dermalen ausſchließlich in dem Geſetze vom 
15. November 1867, Nr. 135 R. G. B. feine nähere Regelung und 


Beſtimmung und müſſen daher Umfang und Modalitäten des ver⸗ 


faſſungsmäßigen Verſammlungsrechtes allerdings aus dieſem Geſetze 
entnommen werden. 

Es iſt jedoch in dieſem Geſetze, insbeſondere im § 4 desſelben, 
das von dem Beſchwerdeführer in Anſpruch genommene Recht: als 
Landtagsabgeordneter feine Wähler jederzeit obne Anzeige an die po⸗ 
litiſche Behörde zu Beſprechungen zu verſammeln, welche nicht unter 
freiem Himmel ſtattfinden, nicht begründet. 

Der bezogene § 4 lautet: 

„Verſammlungen der Wähler zu Wahlbeſprechungen, dann zu 
Beſprechungen mit den gewählten Abgeordneten ſind von den Beſtim⸗ 
mungen dieſes Geſetzes ausgenommen, wenn ſie zur Zeit der ausge⸗ 
ſchriebenen Wahlen und nicht unter freiem Himmel vorgenommen 
werden.“ 

Nach dem klaren Wortlaute iſt daher die Loszählung von der 
Anzeigepflicht den dort behandelten Verſammlungen, nämlich „Ver⸗ 
fammlungen der Wähler zu Wahlbeſprechungen, dann zu Beſprechun⸗ 
gen mit den gewählten Abgeordneten“ unter einer zweifachen Be⸗ 
dingung zugeſtanden, nämlich: daß dieſe Verſammlungen zur Zeit der 
ausgeſchriebenen Wahlen und daß ſie nicht unter freiem Himmel vor⸗ 
genommen werden. 

Es unterliegt nach der klaren Faſſung des Geſetzes ebenſowentg 
einem Zweifel, daß dieſe beiden Bedingungen conjunctiv — nicht 
disjunctiv gefordert ſind, als auch, daß ſie gleichmäßig auf beide 
Kategorien der im Eingange des § 4 gedachten Verſammlungen, 
nämlich Verſammlungen der Wähler zu Wahlbeſprechungen und Ver⸗ 
1 zur Beſprechung mit den gewählten Abgeordneten ſich 

eziehen. 

In der Beſchwerde wird hingegen behauptet, daß die zweite 
Bedingung, beziehungsweiſe die Zeitbeſtimmung „zur Zeit der ausge⸗ 
ſchriebenen Wahlen“ auf den Fall der Beſprechung von Wählern mit 
dem gewählten Abgeordneten unanwendbar ſei, und zwar aus dem 
Grunde, weil es zur Zeit der ausgeſchriebenen Wahlen „keine gewähl⸗ 
ten Abgeordneten“ gebe und geben könne. 

Allein durch dieſe Argumentation kann der klare Wortſinn des 
in Rede ſtehenden Geſetzes nicht alterirt werden. An und für ſich iſt 
der § 4 desſelben ſo präcis gefaßt, daß er für eine, das Wortgefüge 
völlig zerreißende, den natürlichen Sinn und Zuſammenhang ins 
Gegentheil verkehrende Interpretation, wie die hier angedeutete, keinen 
Raum läßt. Es iſt aber auch die thatſächliche Prämiſſe, auf welcher 
dieſe Interpretation beruht: daß es nämlich zur Zeit der ausgeſchrie⸗ 
benen Wahlen keine gewählten Abgeordneten geben könne, unbegründet. 

Die Zeit der „ausgeſchriebenen Wahlen“ umfaßt nach der Na⸗ 
tur der Sache und nach Maßgabe der einſchlägigen Geſetze linsbe⸗ 
ſondere der hiehergehörigen 88 19— 51 der Landtagswahlordnung für 
das Königreich Böhmen) einen längeren, von der Wahlausſchreibung 
bis zur Beendigung des Wahlgeſchäftes in dem betreffenden Kronlande 
währenden Zeitraum, innerhalb welchem, abgeſehen von anderen denk⸗ 
baren und in der öffentlichen Verhandlung namhaft gemachten Fällen, 
in dem einzelnen Kronlande gewählte Abgeordnete vorhanden ſind. 

Daß der ſomit aus dem klaren Wortlaute des § 4 des Geſetzes 
über das Verſammlungsrecht reſultirende Sinn, auch der bei der Ab⸗ 
faſſung desſelben gewollte iſt, wird durch die parlamentariſche Ge⸗ 
ſchichte dieſes Geſetzes beſtätiget 

Dieſer Paragraph kam in der urſprünglichen Regierungsvorlage 
nicht vor; die Stelle desſelben vertrat ein Nachſatz zu dem, die An⸗ 
zeigepflicht ſtatuirenden, § 2 des Entwurfes, durch welchen lediglich 
„Wahlbeſprechungen zur Zeit der ausgeſchriebenen Wahlen“ von der 
Anzeigepflicht losgezählt wurden. 

Anſtatt dieſes Zuſatzes zum § 2 wurde von dem öſterreichiſchen 
Abgeordnetenhauſe der § 4 eingefügt und zwar in einer Faſſung, laut 


welcher Verſammlungen der Wähler zu Wahlbeſprechungen dann zu 


Beſprechungen mit den von ihnen gewählten Abgeordneten jederzeit 
von der Verpflichtung zur Anzeige befreit ſein ſollten. 

Dieſe weite Faſſung der Befreiung wurde nun von der Com⸗ 
miſſion des öſterreichiſchen Herrenhauſes beanſtändet und von derſelben 
die dermalige Faſſung des § 4 vorgeſchlagen, deren Intention von 
dem Berichterſtatter in der Sitzung des Herrenhauſes vom 18. Octo⸗ 


ber 1867 (II. Sitzung der vierten Seſſion) ausdrücklich dahin for⸗ 
mulirt wurde: „daß Verſammlungen der Wähler zu Wahlbeſprechun⸗ 
gen, dann zu Beſprechungen mit den gewählten Abgeordneten von den 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes (über die Anzeigepflicht) ausgenommen 
ſeien, wenn ſie zur Zeit der ausgeſchriebenen Wahlen und nicht unter 
freiem Himmel vorgenommen werden.“. — Nachdem der § 4 in dieſer 
beſchränkenden Faſſung in der Herrenhausſitzung vom 18. October 
1867 angenommen war, iſt auch das Abgeordnetenhaus in der 
Sitzung vom 22. October desſelben Jahres (41. Sitzung der erſten 
Seſſion) der abgeänderten Faſſung nachträglich beigetreten. 

Die beliebte Abänderung beſtand demnach eben darin, daß an 
der Stelle der urſprünglichen Faſſung: die in Rede ſtehenden Ver⸗ 
ſammlungen ſeien „jederzeit“ von der Anzeigepflicht ausgenommen, 
die Loszählung nur unter der zweifachen Beſchränkung, daß 
ſie zur Zeit der ausgeſchriebenen Wahlen und nicht unter freiem 
Himmel ſtattfinden — zugeſtanden wurde. 

Unter dieſen Umſtänden kann die Behauptung des Beſchwerde⸗ 
führers: es ſei im § 4 des Geſetzes über das Verſammlungsrecht das 
verfaſſungsmäßige Recht der Landtagsabgeordneten enthalten, ihre Wäh⸗ 
ler jederzeit ohne die im § 2 dieſes Geſetzes geforderte Anzeige, 
wenn nur nicht unter freiem Himmel, zu Beſprechungen zu ver⸗ 
ſammeln, nach dem Wortſinne, gleichwie nach der Intention dieſes 
Geſetzes als begründet nicht anerkannt werden. 

Es iſt nun notoriſch und auch von dem Beſchwerdeführer nicht 
in Abrede geſtellt, daß zur Zeit der von ihm beabſichtigten Verſamm⸗ 
lung weder im Königreiche Böhmen allgemeine Wahlen, noch insbe⸗ 
ſondere im A.⸗K.er Wahlbezirke eine Landtagswahl ausgeſchrieben 
war, daß ſonach die eine der Bedingungen fehlte, unter welcher die 
Loszählung der Beſprechungen von Wählern mit ihren Abgeordneten 
von der allgeweinen Anzeigepflicht geſetzlich zugelaſſen iſt. 

Demnach konnte in den Verfügungen der Verwaltungsbehörden, 
durch welche die Anzeigepflicht des Beſchwerdeführers bezüglich der 
von ihm auf den 24. September 1871 einberufenen Wählerverſamm⸗ 
lung ausgeſprochen wurde, die Verletzung des verfaſſungsmäßig ge⸗ 
währleiſteten Verſammlungsrechtes nicht erkannt werden. 

Fällt demnach die hier in Rede ſtehende Verſammlung unter 
die allgemeinen Regeln des Geſetzes über das Verſammlungsrecht, ſo 
wären auch die beiden anderen erſt in der öffentlichen Verhandlung 
vorgebrachten Beſchwerdepunkte unbegründet, ſelbſt wenn ſie nicht im 
Hinblicke auf die im § 17 des Geſetzes vom 18. April 1869, Nr. 44 
R. G. B. enthaltene Friſtbeſtimmung als verſpätet angebracht erachtet 
werden müßten.“ f 

Wir wollen an dieſe Entſcheidung des Reichsgerichtes, welche 
einen werthvollen Beitrag zur Auslegung des § 4 des Verſammlungs⸗ 
a in gibt, einige weitere praktiſche Bet achtungen anknüpfen, die 
ich uns beim Studium des Falles ergeben haben. Der § 4 des Ver⸗ 
ſammlungsgeſetzes war, wie auch in den Gründen der Entſcheidung 
des Reichsgerichtes angeführt wird, nach feine gegenwärtigen Faſſung 
nicht in der Regierungsvorlage enthalten. Letztere enthielt lediglich in 
der vorletzten Alinea des § 2 des Geſetzentwurfes die Beſtimmung: 
„Ausgenommen hievon — nämlich von den Beſtimmungen des § 2 
über die Anzeigepflicht — ſind Verſammlungen der Wähler zu Wahl⸗ 
beſprechungen, zur Zeit der ausgeſchriebenen Wahlen“. Die gegen⸗ 
wärtige Faſſung des § 4, welcher obige Beſt mmung mit der Aus⸗ 
dehnung derſelben auf Beſprechungen der Wähler mit den gewählten 
Abgeordneten enthält, iſt über das vom Abgeordneten Kremer eingebrachte 
Amendement, welches dieſe Ausdehnung im Principe enthielt, aus den 
Berathungen der beiden Häuſer hervorgegangen. Da dieſer Paragraph 
nicht gleichſam aus Einem Guſſe mit den übrigen Paragraphen des 
Geſetzes entſtanden iſt, paßt er richt vollkommen in deſſen Rahmen 
und ſo kommt es, daß derſelbe unklar überhaupt und in ſeinen Be⸗ 
ziehungen zu den anderen Beſtimmuygen dieſes Geſetzes blieb. 

Der 8 4 enthält zwei Hauptbeſtimmungen. Ausgenommen 
nämlich von den Beſtimmungen des Verſammlungegeſetzes, ſonach ins⸗ 
beſonders von der im § 2 des Verſamm' ungsgeſetzes beſtimmten An⸗ 
zeigepflicht find nach § 4: 

Verſammlungen der Wähler und zwar 1. zu Wahlbeſprechun⸗ 
gen, 2. zu Beſprechungen mit den gewählten Abgeordneten, und zwar 
unter den für beide Verſammlungen ſolcher Art geltenden Bedingungen: 
a. daß die Verſammlungeg zur Zeit der ausgeſchriebenen Wahlen, 
b. nicht unter freiem Himmel vorgenommen werden. Würden dieſe 
Bedingungen nicht zutreffen, ſo würde nach dem klaren Wortlaute des 


Geſetzes (und der Entſcheidung des Reichsgerichtes) eine Ausnahme den von der Anzeigepflicht nicht befreit fein, mag dies auch zur Zeit 


nicht platzgreifen und würden daher die Beſtimmun zen des Verſamm⸗ 
lungsgeſetzes auch auf dieſe Verſammlungen ihre volle Anwendung 
finden. 

Betrachten wir nun etwas näher die beiden Fälle von von der 
Anzeigepflicht ausgenommenen Verſammlungen. 


1. Verſammlung en der Wähler zu Wahlbeſprechungen. 


Welcher Art dieſe Wähler und Wahlbeſprechungen ſind, erhellt 
aus dem Geſetze nicht, es könnte daher die Vermuthung entſtehen, daß 
darunter überhaupt alle Wahlen für jene Körper gemeint ſeien, welche 
zur Mitwirkung au der öffentlichen Verwaltung berufen ſind, als: 
Gemeinden, Bezirk vertretungen, Handels- und Gewerbekammern, endlich 
die Landesvertretungen. Für dieſe Auffaſſung konnte auch der Umſtand 
angeführt werden, daß die vorletzte Alinea des § 2 der Regierungs⸗ 
verlage über das Verſammlungsgeſetz, wie bereits erwähnt, ganz all⸗ 
gemein ſagte: „Ausgenommen hievon (von der Anzeigepflicht) ſind 
Verſammlungen der Wähler zu Wahlbeſprechungen zur Zeit der aus⸗ 
geſchriebenen Wahlen.“ 

Deſſenungeachtet müſſen wir uns nur für die engere Auffaſſung 
der Geſetzesbeſtimmung dahin ausſprechen, daß nämlich unter den 
Wählern und Wahlbeſprechungen nur die Wähler und Wahlbeſprechun⸗ 
gen für die Landes⸗ und Reichsvertretung gemeint ſeien. Für dieſe 
Auffaſſung ſcheint uns zunächſt zu ſprechen die Faſſung des § 4, wo 
die Beſprechungen mit den gewählten Abgeordneten im unmittelbaren 
Zuſammenhange mit den Wahlbeſprechungen aufgezählt erſcheinen, ferner 
auch die ratio legis, welche doch nur Verſammlungen aus Anlaß von 
ſolchen Wahlen, welche einen eminent politiſchen Charakter tragen, als 
an und für ſich berechtigt hinſtellen und fie demnach von den Fö m⸗ 
lichkeiten des Geſetzes losſchälen wollte. Endlich haben auch bei der 
Geſetzesverhandlung die Berichterſtatter Dr. van der Straß im Ab⸗ 
geordnetenhauſe und Dr. Ritter von Hasner im Herrenhauſe die 
Worte „Wähler und Wahlbeſprechungen“ in dieſem Sinne aufgefaßt. 
(Stenogr. Berichte des Abzeordnetenhauf 8 ai. 667, pag. 577 und des 
Herrenhauſes pag. 159.) 

St nun die Ausnahme des § 4 auf die Wähler und Wahl⸗ 
beſprechungen zur Landes⸗ und Reichsvertretung eingeſchränkt, ſo muß 

anderſeits die Wohlthat der Ausnahmsbeſtimmung allen jenen Wählern 
zukommen, welche nach dem Geſetze als Wähler zu den obigen Ver⸗ 
tretungskörpern erſcheinen. Demnach werden nicht nur die Wablbeſpre⸗ 
chungen derjenigen Wähler von der Anzeigepflicht ausgenommen ſein, 
welche direct in den Landtag oder bei directen oder Nothwahlen in 
den Reichsrath wählen, ſondern auch die Verſammlungen der Urwähler 
in den Landgemeinden behufs der Wahlbeſprechung über die Wahl 
der Wahlmänner, ferner die Wahlbeſprechungen der letzteren zur Wahl 
der Landtagsabgeordneten, da alle dieſe in Bezug auf die vorzunehmende 
Wahl die Eigenſchaft von Wählern haben. 

Die. Ausnahme gilt nur für beſtimmte Wähler zum Zwecke 
ihrer Wahlbeſprechung und nur zur Zeit der ausgeſchriebenen Wahlen. 
Daher muß ſelbſtverſtändlich das Recht mit der Zeit der Ausſchreibung 
der Wahl, ſei es, worauf durch die Texttrung insbeſonders hiugedeutet 
iſt, für das ganze Land oder bei einer Erſatzwahl für den betreffenden 
Ort beginnen und für jeden einzelnen Wahlort und die einzelne Wähler⸗ 
gruppe mit dem Momente der erfolgten Wahl endigen, nachdem nach 
vorgenommener Wahl von einer Wahlbeſprechung keine Rede mehr 
ſein kann. 

Daß endlich die Ausnahmsbeſtimmung nur dann gelte, wenn die 
Verſammlung nicht unter freiem Himmel abgehalten wird, iſt aus dem 
Texte des § 4 klar erſichtlich. 


2. Verſammlungen der Wähler zu Beſprechungen mit 
den gewählten Abgeordneten. 


Aus der Anwendung des Artikels „den“ in $4 des Verſammlungs⸗ 
geſetzes und aus der offenbaren Abſicht des Geſetzes, doch nur den 
Verkehr des Abgeordneten mit ſeinen Wählern zu begünſtigen, geht 
hervor daß nur die Beſprechungen der Wähler mit den von ih nen 
gewählten Abgeordneten von der Anzeigepflicht befreit ſind. In dieſem 
Sinne wurde der 8 4 auch in den beiden Häuſern des Reichsrathes 
aufgefaßt. (Stenogr. Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes ai, 1867 
pag. 577 und des Herrenhauſes ai. 1867 pag. 159). 

Daher werden z. B. Beſprechungen der Wähler der Handels⸗ 
und Gewerbekammer in Wien mit den Abgeordneten der Landgemein⸗ 


der ausgeſchriebenen Wahlen und nicht unter freiem Himmel geſchehen. 

Findet ferner die Wahl nach Gruppen oder in Städten nach 
Bezirken ſtatt, ſo kommt nur den Beſprechungen der betreffenden Gruppen 
oder Bezirke mit den von ihnen gewählten Abgeordneten die Begün⸗ 
ſtigung des § 4 zu Statten. Dieſer Geſichtspunkt wird feſtzuhalten 
ſein, da er die Entſcheidung der ſchwierigen Frage, für welchen Um⸗ 
fang und für welche Zeit dieſe Begünſtigung gelte, weſentlich erleich⸗ 
tern wird. 

Die Zeit der ausgeſchriebenen Wahlen, für welche die Begün⸗ 
ſtigung der unangemeldeten Verſammlungen zur Beſprechung der 
Wähler mit den gewählten Abgeordneten zu gelten hat, wird bei all⸗ 
gemeinen, für das ganze Land ſtattfindenden Wahlen oder auch bei 
Einzelnwahlen (Ergänzungswahlen) mit dem Zeitpunkte der Ausſchrei⸗ 
bung durch den Statthalter ($$ 18 und 19 der Landtagswahlordnung) 
beziehungsweiſe rückſichtlich des gewählten Abgeordueten mit dem Zeit 
punkte der erfolgten Wahl desſelben beginnen und mit dem Zeitpunkte 
des Zuſammentretens des Vertretungskörpers endigen, da erſt dann der 
Abſchluß des ganzen Wahlgeſchäftes durch Prüfung und Beſchlußfaſſung 
über die Giltigkeit der Wahlen erfolgt. Daher wird, da zuerſt die 
Wahlen für die Landgemeinden und die Städte fo wie Induſtrialorte (z. B. 
§ 20 der Landtagswahlordnung für Böhmen) vorgenommen werden, den 
Wählern der Landgemeinden, Städte und Induſtrtalorte ein längerer 
Zeitraum zur Beſprechung mit den von ihnen gewählten Abgeordneten 
zu Gebote ſtehen als den Wählern des Großgrundbeſitzes, deren Wahlen 
erſt nach Beendigung der übrigen Wahlen ſtattfinden. 

Unter Feſthaltung des Grundſatzes, daß das Geſetz nur die Be⸗ 
ziehungen zwiſchen den Wählern und den von ihnen gewählten Ab. 
geordneten begünſtigen wollte, wird die Frage, ob die Wahlausſchrei⸗ 
bung für den einen Bezirk, z. B. Korneuburg, auch für den an⸗ 
deren Bezirk, z. B. Miſtelbach, wo eine ſolche Erſatzwahl 
nicht ſtattfindet, als begüntigte Zeit gelte, leicht zu beantworten, 
nämlich zu verneinen ſein. Denn das Geſetz faßt nur das Verhältniß 
zwiſchen den W'öhlern und den von ihnen gewählten Abgeordneten ins 
Auge, es müſſen daher alle Momente, welche ein Eintreten der Be⸗ 
günſtigung des § 4 bedingen, rückſichtlich dieſes Verhältniſſes beſon⸗ 
ders vorhanden ſein Im gegebenen Beiſpielsfalle, wo alſo eine Wahl⸗ 
ausſchreibu-g nur in Korneuburg und nicht in Miſtelbach ſtattfände, 
könnte von der Begünſtigung des § 4 für den Bezirk Miſtelbach 
keine Rede ſein. Man wür e ſonſt dahin kommen, annehmen zu 
müſſen, daß, wenn wo immer eine Wahlausſchreibung reſp. Erſatzwahl 
ſtattfinde, hiedurch auch dieſe Begünſtigung des § 4 für ſämmtliche 
Wähler des Kronlandes eintrete, was, da zud m die Erſatzwahlen 
nicht allgemein kundgemacht werden, zu den größten Schwierigkeiten 
und Unzukömmlichkeiten führen würde. 

Ene wettere Frage iſt die, welche Beziehungen der § 4 zu den 
übrigen Paragraphen des Verſammlungsgeſetzes habe, beziehungsweiſe 
ob derlei Verſammlungen auch von allen Beſtimmungen des Geſetzes 
über das Verſammlungsrecht ausgenommen ſind. 

Es könnte faſt ſcheinen, als ob dieſe Verſammlungen keiner 
Cynoſur von Seite des Verſammlungsgeſetzes unterliegen, denn der 
§ 4 ſagt allgemein: „Verſammlungen der Wähler zu Wahlbeſpre⸗ 
chungen, dann zu Be prechungen mit den gewählten Abgeordneten find 
von den Beſtimmungen di ſes Grſetzes ausgenommen“. Hiefür ſcheinen 
auch die SS 9 und 12 des Verſammlungsgeſetzes zu ſprechen, welche 
nur die in den §§ 2 und 3 angeführten Vereine den Beſtimmungen 
di ſer Paragraphe unter verfen Ferner ſcheint hiefür der $ 15 ange⸗ 
führt werden zu können, da dieſer ausdrücklich nur die öffentlichen 
Aufzüge den Beſtimmungen der §§ 13 und 14 über die Auflöſung 
einer Verſammlung unterwirft. Es könnte ſonach aus §§ 9, 12 und 
15 des Verſammlungsgeſetzes der Schluß a contrario als gerecht⸗ 
fertigt ſcheinen, daß die im § 4 angeführten Verſammlungen von den 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes ausgenommen find. 

Doch eine nähere Betrachtung des Geſetzes im Zuſammenhalte 
mit ſeiner Geneſis ſchließt vorangeführte Argumentation vollſtändig aus. 

Aus der Geneſis des Geſetzes wiſſen wir, wie bereits angeführt, 
daß die Beſtimmung über die exempte Stellung fraglicher Verſamm⸗ 
lungen nur in der vorlegten Alinea des § 2 der Regierungsvorlage 
enthalten war, wo es hieß: Hievon (von der Anordnung des § 2 
über die Anzeigepflicht) find ausgenommen u. |. w. Der im Abgeord⸗ 
netenhaufe zur Berathung dis Verſammlungsg ſetzes niedergeſetzte Aus⸗ 
ſchuß (Berichterſtatter Dr. van der Straß) eliminirte dieſe Beſtimmung 


bei $ 2 und machte hieraus einen eigenen neuen Paragraph, den § 4. 
Hiedurch wollte aber nur wie früher die Ausnahme dieſer Beſprechun⸗ 
gen der Wähler von der im § 2 angeführten Anzeigepflicht, kein es⸗ 
wegs aber mehr ausgeſprochen werden, wie dies auß den von den 
Berichterſtattern der beiden Häufer (ſtenographiſches Protokoll des Ab⸗ 
geordnetenhauſes, pag. 577 und des Herrenhauſes pag. 159) hiebei 
abgegebenen Aeußerungen klar hervorgeht. 

Die unterlaſſene Citation des § 4 in den §§ 9 und 12 it) 


wie ſich aus der Vergleichung der Regierungsvorlage mit dem nun⸗ 


mehrigen Geſetze ergibt, lediglich ein Verſtoß bei der Redaction des 
Geſetzes, indem man dieſen in der Regierungsvorlage nicht befind⸗ 
lichen § 4 bei den $$ 9 und 12 zu eitiren vergaß. Eine Abſicht, 
eine Ausnahme für § 4 hiedurch auszuſprechen, lag in der bei den 
§§ 9 und 12 unterlaſſenen Citation nicht. Eine Citation endlich 
des § 4 im § 15 war nicht erforderlich, weil ja ohnehin die Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes mit Ausnahme des § 2 nach den von beiden 
Häuſern nicht widerſprochenen Anſchauungen der Berichterſtatter auf 
die Verſammlungen des § 4 Anwendung finden. 

Faſſen wir ferner das Geſetz ſelbſt nach der Ganzheit ſeines In⸗ 
haltes ins Auge, fo ſehen wir, daß das Verſammlungsgeſetz in den SS 1, 
5 — 15, 17, 20 die materiellen Beſtimmungen über den Umfang 
und die Bedingungen der Ausübung des Verſammlungsrechtes und 
die der Staatsbehörde hiebei zuſtehende Einflußnahme und obliegende 
Verpflichtung enthält, während die SS 2, 3 und 16 nur formelle 
Beſtimmungen über die Verſtändigung der Behörde von einer abzu⸗ 
haltenden Verſammlung und über die Behörden überhaupt ausſprechen. Von 
letzteren kann allerdings eine Ausnahme gemacht, beziehungsweiſe rück⸗ 
ſichtlich der Competenz der Behörden oder rückſichtlich des Recurs⸗ 
termines (§ 18) eine Aenderung gegeben werden. Eine Ausnahme von 
den materiellen Beſtimmungen über das Verſammlungsrecht — inſo⸗ 
ferne Verſammlungen nicht ohnehin ſchon beſonderen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen unterliegen oder inſoferne das Geſetz an und für ſich nur 
eine beſchränkte Anwendung hierauf finden kann ($$ 5 und 15 des 
Verſammlungsgeſetzes), konnte und wollte die Geſetzgebung bei Wählerver⸗ 
ſammlungen nicht ſtatuiren. Dieſes deutet auch die ganz allgemein 
gehaltene Faſſung der §8 1, 6— 14 an. 

Würde das Gegentheil zugegeben, fo würde man zu dem Er⸗ 
gebniſſe kommen, daß die Wähler ſich im Gegenſatze zur Anordnung 
des § 9 ſelbſt bewaffnet verſammeln dürften, daß die Behörde keinen 
Abgeordneten zu einer ſolchen Verſammlung entſenden dürfte (§ 12), 
ſelbſt wenn die Gefährdung der öffentlichen Sicherheit aus vorausge⸗ 
gangenen Umſtänden mit Beſtimmtheit befürchtet werden müßte, ja daß 
die Behörde ſelbſt eine ſolche Verſammlung gar nicht auflöſen könnte 
(§ 13), möchte deren Haltung auch noch ſo ſehr eine die öffentliche 
Sicherheit und das öffentliche Wohl bedrohende ſein. Selbſt die Weige⸗ 
rung der erhaltenen Aufforderung, den Verſammlungsort zu verlaſſen 
und auseinander zu gehen, Folge zu leiſten, würde von der Beſtimmung 
des § 19 ausgenommen, alſo ſtraflos ſein, da ja eben die Behörde 
gar kein Recht zu dieſer Aufforderung hätte. Ludwig S. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


er Frage, ob an einem in Strafhaft befindlichen Verbrecher eine 
hrenkrankung im Sinne des § 1339 a. b. G. B. in Rückſicht auf 
das conſtatirte Verbrechen begangen werden kann. 


Franz J. hat an den wegen des Verbrechens des Betruges, 
alſo wegen eines diffamirenden Verbrechens zu ſechs Jahren ſchweren 
Kerkers verurtheilten und in der Strafhaft befindlichen Martin K. ein 
Schreiben gerichtet, in welchem unter anderen folgende Ausdrücke vor⸗ 
kamen: „Daß Sie mich betrogen haben, wiſſen Sie. Für Ihre Thaten 
in G. verdienen Sie mindeſtens 6—8 Jahre. Die Bewohner von G. 
danken, daß Sie endlich Ihre Beſtimmung und auch Eiſen erhalten, 
damit Sie nach Ihren wahren Verdienſten alle Delicateſſen eines 
Strafhauſes genießen; denn die Delicateffen, die ein wollüſtiger und 
argliſtiger Menſch ſich mit betrogenem Gelde verſchaffen konnte, haben 
See durch dieſes Geld mit Liſt und Gewalt ohnehin im vollſten 
Maße genoſſen. Ich würde Ihnen nicht dieſe enorme Kränkung 
bereiten. Ihre Frechheit hat in ſechs Jahren Strafe — noch keine 
Genugthuung. Tigerſeele!“ 


Drucker. i der k. Wiener Zeitung. 
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J. war geſtändig und wurde von der politiſchen Behörde erſter 
Inſtanz über Beſchwerde des Martin K. durch Dr. Sch. nach § 1339 
a. b. G. B. und nach Miniſterialverordnung vom 30. September 
1857 (R. G. Bl. Nr 198) zu 2 fl. Geldbuße als ſchuldig einer 
Ehrenkränkung verurtheilt. 

Im Statthaltereirecurſe machte J. lediglich geltend, daß er den 
K. nicht gekränkt, ſondern nur die Wahrheit geſagt habe. Er ſei von 
K. betrogen worden. 

Die Statthalterei hob das Erkenntniß der erſten Inſtanz wegen 
des mangelnden objectiven Thatbeſtandes auf, „weil der beſtrafte 
Verbrecher nach $ 225 St. G. B. erſt nach ausgeſtandener Strafe 
wieder in den Genuß der bürgerlichen Rechte zurücktritt, während 
ſeiner Strafzeit alſo ſeine bürgerlichen Rechte, damit auch die An⸗ 
ſprüche der bürgerlichen Ehre als ruhend angeſehen werden müſſen. 
Uebrigens könne auch der § 1339 a. b. G. B. nur in analoger An⸗ 
wendung der betreffenden Beſtimmungen des Strafgeſetzes zur Gel⸗ 
tung kommen, während im vorliegenden Falle etwa die 58 487 und 
und 497 nicht zu Grunde gelegt werden können. Es ſei Sache der 
Hausordnung der Strafanſtalt, die Sträflinge während der Strafhaft 
in ſolchen Fällen zu ſchützen, eventuell ein polizeiliches Verbot zu 
erwirken nach § 7 der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854.“ 

Im Miniſterialrecurſe des Martin K. erklärte Dr. Sch., daß 
nach der Anſchauung der Statthalterei ein Verurtheilter vogelfrei und 
ſchutzlos wäre. In der Strafgeſetznovelle vom Jahre 1867 (R. G. B. 
Nr. 131, § 6) werde die Handlungsfähigkeit des Verurtheilten intact 
erhalten; hiemit ſtehe die Statthaltereientſcheidung im Widerſpruche. 
Auch an einem Uebelthäter könne man ein Verbrechen begehen. (§ 4 
des St. G.) 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 1. December 1872, 
Z. 15.849 der Berufung des Martin K. keine Folge gegeben, „weil 
im Inhalte des von Fr. J an K. gerichteten Briefes nicht der That⸗ 
beſtand einer Ehrenkränkung vorliegt, wie er im Sinne des § 1339 
a. b. G. B. im Zuſammenhalte mit den bezüglichen Beſtimmungen 
des Strafgeſetzbuches vorhanden ſein müßte, um eine ſtrafbare Hand⸗ 
lung zu begründen.“ 

Anmerkung des Einſenders: 

Man wird zwar zugeben müſſen, daß die Motivirung des 
Statthaltereierkenntniſſes etwas zu weit gehend war. Indeffen wird 
ſich nicht verkennen laſſen, und dies insbeſondere aus dem § 225 des 
Strafgeſetzes deducirt werden müſſen, daß die Ehrenkrankung eines 
Verbrechers nicht aus dem gleichen Geſichtspunkte beurtheilt werden 
kann wie die jedes andern unbeſcholtenen Nächſten. Hiefür dürfte 
namentlich die Reſtriction des § 497 des Strafgeſetzes auf Vorwürfe 
wegen ausgeſtandener oder erlaſſener Strafe ſprechen. Gewiß aber iſt 
es keine ſtrafbare Handlung, wenn eine durch das Verbrechen be⸗ 
ſchädigte Perſon dem in der Strafe befindlichen Verbrecher wegen des 
durch ihn erlittenen Schadens Vorwürfe macht und ihm die Veraäͤcht⸗ 
lichkeit ſeiner That und der ihr zu Grunde liegenden Geſinnung in 
einer der Wahrheit entſprechenden Weiſe vorhält. M. 


Perſonalien. 


Der Miniſter des Aeußern hat eine beim k. u. k. Haus⸗, Hof⸗ und Staatsar⸗ 
170 Hi Archivsconcipiftenſtelle dem Archivsaſpiranten Dr. Guſtav Winter 
verliehen. 

Der Ackerbauminiſter hat den Finanzeoneipiſten Leo Titz zum Miniſterial⸗ 
concipiſten im Ackerbauminiſterium ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den quiescirten Eiſenwerkscontrolor Wilhelm Leithe 
zum Adjuncten der Berg⸗ und Hüttenverwaltung in Raibl ernannt. 

Der k. k. oberſte Rechnungshof hat die bei demſelben erledigten Rechnungsraths⸗ 
ſtellen dem mit Titel und Charakter eines Rechnungsrathes bekleideten Rechnungs⸗ 
official erſter Claſſe des Gendarmerle⸗Fachrechnungsdepartements im Miniſterium für 
Landesvertheidigung Georg Seidl, dem Rechnungsofflcial erſter Claſſe im Fachrech⸗ 
nungsdepartement des k. k. Finanzminiſteriums für Tabakerzeugung Friedrich Hem⸗ 
rich, dem Rechnungsofficial erſter Claſſe und Leiter des Poſtrechnungsdepartements 
in Prag Johann Sehn outka, dem Rechnungsofficial erſter Claſſe des Rechnungs⸗ 
departements der k. k. Finanzlandesdirection in Brünn Joſeph Bloſch und dem Re⸗ 


videnten bei der adminiſtrativen S atiſtik Joſeph Pechar verliehen. 


Erledigungen. 


Offieialsſtelle bei der Trieſter Statthalterei mit 600 fl. Gehalt und 150 fl. 
Quartiergeld bis 20. Jänner. (Amtsbl. Nr. 299.) 

Bezirksſecretärsſtelle bei der Tetſchener Bezirkshauptmannſchaft mit 700 fl., 
eventuell 600 fl. Gehalt, bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. 299.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


